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Amtlicber Teil .
Der ireicbskanzler an den bsdtscben

Staatspräsidenten .
** Dem badischen Staatspräsidenten ist das folgende Tele,

gramm des Reichskanzlers Cuno zugegangen :
Mit tiefer Empörung hakte ich Ihre Mitteilung über die

Besetzung - es Haftngobietes der Stadt Mannheim und über
die Bedrohung von Badens Hauptstadt erhalten . Ich bitte
Sie , Herr Staatspräsident , der badischen Regierung , den
schtverbedrohtenStädten und dem gesamten badischen Lande
den Ausdruck treue st er Anteilnahme der Reichs -

, regierung zu übermitteln , Wir werden alles tun ,was in unseren Kräften steht, um die schweren Prüfungen ,mit denen ftanzösische Willkür , wie in früheren Zeiten - ent.
scher Rot den Südwesten unseres Baterlandes jetzt wieder
heimsucht, nach Möglichkeit zu lindern . In Gesinnung und
Tat wir- das deutsche Volk den Badenern ihre Treue und
Standhaftigkeit danken. Reichskanzler Cuno .

Das Geldentwertungsgesetz .
Mer den Abschluß der zweiten Lesung des Geldentwertungs »

gesetzcs schreibt die „Frkft . Ztg .
" in Rr . 165 folgendes :

.Der Abschluß der zweiten Lesung des Geldentwertungs¬gesetzes im Steuerausschuß des Reichstages bot kein sonder»sich erfreuliches Bild : Erst in allerletzter Stunde war es ge¬lungen , die Mehrheit der nichtfozialistifche« Fraktionen zu ei¬nem Einverständnis über das Aller«»twendigfte zu bewegen ;man muß sich, wie die Dinge liegen, zunächst mit diesemmangelhaften Ergebnis begnügen , da andernfalls die Verab -
schiedung des Gesetzes noch weiter hinansgeschoben und diefinanzielle Schädigung des Reiche - , die die Verschleppung desEntwurfes an fich schon bewirkt Hai, noch vergrößert würde .Wir hatten neulich bereits von den Meinungsverschiedenheiteninnerhalb des Zentrums berichtet, die einer der wesentlichstenGründe für das Stocken der Ansschutzverhandlungen gewesenwaren . Nur unter dem stärksten Druck seiner Gewerkschafts¬mitglieder hatte sich das Zentrum schließlich dazu bewegen las¬sen, bei den Bcwertungsvorschriften in eine Reform zu Willi,gen, die auch der Regierung noch als tragbar erschien , und dem¬selben Einfluß dürfte es zuzuschreiben sein, wenn schließlichaus das Drängen des Zentrums hin die anderen bürgerlichenFraktionen aus die volle Beseitigung der Auskunstspflicht derBanken verzichteten.

Di « wichtigsten Streitfragen in den Ausschuftberatungen be.trafen die Bewertung des Vermögens für die Bermögenssteuerund die Zwangsanleihe , den Tarif der Btrmögenssteuer unddie Sicherung der rechtzeitige» Steuerzahlung durch die der-anlagten Steuerpflichtigen bei den in regelmäßigen Zeitab .schnitten fälligen Steuern , also bei der Einkommensteuer , derUmsatzsteuer, der Vermögenssteuer usw. Was den letztenPunkt betrifft . so hatte die Regierungsvorlage vorgeschlagen,daß di« rückständigen Steuerbeträge im Falle nicht rechtzeitigerZahlung sich für jeden Monat nach der Fälligkeit um je 16 v.H . erhöhen sollten. In der zweiten Lesung des Gesetzes wurdedann mit den Stimmen des Zentrums und der Sozialdemo .
kratetObeschkoffen , daß diese Verzugszinsen in den ersten dreiMonaten nach Fälligkeit 15 v. H . pro Monat , in den folgendenMonaten 3V v. H. pro Monat betragen sollen. Ein sozialde¬mokratischer Antrag , die Höhe der nicht rechtzeitig geleistetenZahlungen nach dem Goldzollaufgeld zu bestimmen, war schonin erster Lesung abgelehnt worden . Daß dann das Zentrumin dieser Frage zum Schlufie mit den Sozialdemokraten zu -sammenging , ist nn wesentlichen seinen Arbeirermitgliedern zuverdanken ; die christlichen Gewerkschaften hatten ja schon seitlangem ebenso wie die freien Gewerkschaften fich «egen da»Unrecht zur Wehr gesetzt, das den dem Lohn- und Gehaltsab¬zug unterworfenen Steuerpflichtigen im Gegensatz zu den der-anlagten Steuerzahlern durch die sofortige Einbehaltung ihrerSteuerschuld allwöchentlich und allmonatlich angetan wird .Grundlegende Änderungen wurden auch für die Feststellung desBetriebsgewinnes bei der Veranlagung zur Einkommensteuerbeschlossen (88 33» und 33b des Einkommensteuergesetzes). DerAusschuß hat hier den Boden der Regierungsvorlage ganz ver¬lassen und im wesentlichen bestimmt , daß Gegenstände de»Betriebsvermögen » zu zwei Dritteln mit dem AnschaffungOvertdes vorhergehenden Jahresschlusses , zu einem Drittel mit demAnschaffurigSwert am Schluffe des Geschäftsjahres einzusetzenfind und daß von diesem Gesamtwert noch 66 v. H . abgesetztwerden sollen . Bon prinzipieller Bedeutung ist der Ausschuß¬beschluß , daß dar Lapitalertragsstenergesetz »orläufig außerGelt »», trete « solle. Zur Begründung wies die Mehrheit des

Ausschusses darauf hin, daß die Einziehung - er Kapitalerirags -steuer außcroroentliche Arbeiten und Kosten verursache, die inkeinem Verhältnis zu dem Ertrag stünden . Hypotheken-, Bank-und sonstige Schuldenzinsen werden also künftig von der zehn¬prozentigen Vorausbelastung befteit sein. Soweit Dividendenin Frage kommen, wird die Abschaffung der Kapitalertrags¬steuer durch die Erhöhung des Satzes der Körperschafissteuerfür ausgeschüttete Gewinne von 15 auf 28 v . H. ersetzt . DieSozialdemokraten hatten fich bei diesen Beschlüssen der Stimmeenthalten .
Am heißesten umstritten war bei den AuSschußüeratungen dieFrage der Bewertungsvorschriften und Tarife für Zwangs ««,leche» uad Vermögenssteuern . Für di« Bewertung der Wert¬papiere hatte die Novelle zum Zwangsanleihegesetz vom De .»ember vorigen Jahres bereit» einen Zeitraum für die Berech¬

nung deS Steuerjahres festgelegt. In den vom Finanzministererlassenen Richtlinien für d >e Bewertung anderer Vermögens¬gegenstände war bei landwirtschaftlichen Vermögen der zehn¬fache Wert zugrunde gelegt worden, der fich bei der Wehrbei¬tragsveranlagung ergciben hatte, während bei gewerblichen Ver¬mögen von dem sechsfachen Betrage der Notopferveranlagungausgegailgen werden sollte. All« diese Vorschriften standenschon binnen weniger Wochen in keinem Verhältnis zu denBermögensverschiebunge» , die die fortschreitende Geldentwer¬tung bewirkt hatte . Aber erst api allerletzten Tage konnte sichdie Mehrheit des Ausschusses dazu entschließen, die vAlig unzu¬reichenden Beschlüsse der ersten Lesung (Verdreifachung derSätze bei landwirtschaftlichem, Verdoppelung für sonstiges Ver¬mögen) zu korrigieren . Lediglich aus dem Grunde , weil sonstdas Scheitern des ganzen Gesetzes zu befürchten war , sttmmtenschließlich die nichtsozialistischen Mehrheitsparteien für die Lrr -
vierfachnng der Bewertungsgrundlagen . Das landwirtschaft¬liche Vermögen soll also zur Vermögenssteuer und zur Zwangs¬anleihe mit dem vierzigfachen Wehrbeitragswert , das gewerb¬liche Vermögen mit dem vierundzwanzigfachen Notopferwert ,Wertpapiervermögen mit den vierfachen Steuerkursender Zwangsanleihenovelle herangezogen werden. Der Steuer -
pflichtige hat allerdings die Möglichkeit erhalten , im ordent¬lichen Rechtsmittelverfahre» nachzuweisen, daß die nach diesenGrundsätzen vorgenommene Bewertung zu hoch sei, und eine
Entscheidung der Finanzgerichte herbeizusühren .

In ihrer Wirkung werden diese Beschlüsse beeinträchtigt durchdie starke AuSeinanderzichnng des BermögensstenertarifS . Manhat scwoh! für die Zwangsanleihe wie für die Vermögenssteuerdie Freigrenze von 206006 auf 466006 M. erhöht. Die nie¬
drigste Vermögenssteuerstasfel (1 vom Tausend ) soll aber jetztnicht nur für die erste halb« Million , sondern für die erstenIX Millionen des steuerpflichtigen Vermögens gelten; auch dieandern Staffeln find auf das Dreifache auseinandergezogen »so daß der Höchstbetrag (10 vom Tausend ) erst bei 156 Millionenstatt bei 60 Millionen erreicht wird, die die Regierung vorge,
schlagen hatte . Wenn man daran denkt, daß die Wehrbeitrags¬veranlagung vom Ertragswert ausgeht , wird man zugeben, daßdie hier beschlossene Belastung außerordentlich gering ist. MeSozialdemokraten haben im Ausschuß den Beschlüssen derMehrheit aufs schärfste widersprochenund auch für das Plenum! die entfchiedensteOppofition angekündigt . Daß die Ausschuß¬mehrheit die Aufhebung des Depotzwangcs für festverzinsliche■ und Dividendenpapiere und die Beseitigung der Kundenver -

j zeichnisse gutgeheißen hat , wurde schon berichtet- Die ur »
; sprüngliche Neigung , auch die Auskunftspflicht der Banken zuI beseitigen, stieß nicht nur bei den Sozialdemokraten , sondernauch vor allem bei den Arbeitevverttetern des Zentrums aufentschiedenen Widerstand, und so verzichtete man für diesmaldarauf .

Das Gesetz hat den Ausschuß nahezu einen Monat beschäf¬tigt , und bis es vom Plenum verabschiedet wird, werden noch¬mals vierzehn Tage vergehen, so daß es mit wichtigen Teilenseines Inhalts erst am 1 . April in Kraft treten kann. Jeden¬falls wird die Beraulagung zur Einkommensteuer für 1922
erst im Laufe des April vor fich gehen können, und das bedeu.tet, daß das Reich die endgültigen Steuerbeträge zwei Monate
später erhält , als es bei der gckotenen Beschleunigung der Ge-
setzgebungsarbeit möglich gewesen wäre . Die Frist zur Zeich¬nung der Zwangsauleihe zu 100 Prozent muß ebenfalls bis' zum 31 . März erstreckt werden, da über die Bewertungsvor -

! schriften bisher ja noch keine Klarheit herrschte. Darüber find! sich wohl alle Parteien einig, daß das ganze Gesetz in der Form ,
j die ihm der Ausschuß jetzt gegeben hat, etwas sehr Uuzuläug .
j lichcS ist und früher oder stiäter wieder umgearbeitet werden

mutz .
I Auch der »Deutsche", das Organ der christlichen Gewerk-
j schäften, faßt das Gesetz nur als eine Art „Notgesetz " auf , das
i int Augenblick bestimmt ist, die allergrößten Schädigungen zubeseitigen, die fich aus der Vernachlässigung der Geldentwer¬

tung in der bisherigen Steuergesetzgebung ergeben hatten .Das Blatt spricht ganz richtig aus , daß für die Fernerstehendenmancherlei von den Vorgängen im Ausschuß und seinen, Be¬
schlüssen angefichts der gegenwärtigen Gesamtlage im Reiche
unbegreiflich war . Es ist auch gewiß kein politischer Erfolgder Ausschußmehrheit, daß das Gesetz im Plenum gegen dieStimmen her Sozialbrmokrcitrn verabschiedet werden wird , da
diese erklären, die Verantwortung für eine so weitgehende Scho¬
nung deS Besitzes nicht mit übernehmen zu können, wie sie die
Mehrheit beschlossen hat.

politische Neuigkeiten .
Deutscher Ikeicbstag. N

Annahme des Goldauleihe-Gesetzes .
M « letzte Sitzung des Reichstags ließ fich nicht so kurz ab¬wickeln, wie die Sitzungen der beiden Vortage . Allerdings wardas Haus zunächst nur sehr schwach besucht , trotzdem ein wich¬tiger Punkt die Tagesordnung eröffnete, nämlich die zweite Be¬

ratung über die sogenannte
Goldanleihe,

über die Ausgabe von Dollarschatzanweisungen in '
Höhe von50 Millionen Dollars . Der Ausschuß hat die Vorschläge der

Regierung die von der Notwendigkeit der Beschaffung vonMitteln für einen DeviseufandS ausgeben, dahin geändert » .daßdieser Zweck in dem Gesetz nicht besonders genannt wird . Eswird vielmehr einfach gesagt» daß durch die Ausgabe von Scbatz-anweisungen 50 Millionen Dollars flüssig gemacht werdensollen.
In die Aussprache wurden mancherlei Dinge hineingetrage »,die nicht in unbedingtem Zusammenhang mit der Vorlage stan¬den. dafür aber di« Debatte sehr in die Lange zogen. So pole¬

misierte der sozialdemokratische Redner . Abg. Krätzig sehr letz-Haft gegen die Propaganda , die für das Kabinett Cuno mit derBehauptung gettieben werde, es sei die aktivste deutsche Regte-rung . Gerade daS viel zu späte Erscheinen des zurBeratung stehenden Gesetze» beweise daS Gegenteil .Sachlich forderte der Redner eine nachträgliche Kontrolleder große« Devisengeschäfte. Sehr eindringlich wies er auf diefalsche ftanzösische Einstellung hin, die glaube, aus dieser deut¬schen Stützungsaktion für die Mark Rückschlüsse auf di« Repa-rationsfähigkeit Deutschlands ziehen zu können. Me Politikder französischen Regierung mache die Gesundung der deutsche»Währung geradezu unm- glich. Me Sozialdemolratte werdetro >- mancher Bedenken der Vorlage zustimmen. In einer sinn-denlangen Rede verdammte dann der kommunisttsche Abg.Körnen die Vorlage , die Regierung. daS Bürgertum und diekapitalistische Welt in Grund und Boden.
Dann wurde der Gesetzentwurf gegen die Stimmen der Kom¬munisten in zweiter und sofort auch endgültig in dritter Lesungangenommen .
Die nun folgende erste Beratung über den Gesetzentwurfauf Erhaltung leistungsfähiger Krankenkasse «, an dem die ver»sicherungspflichtige Einkammensgrenzr auf 2400 060 Markheraufgesetzt wird und kleinere Kaffen zusammengelegt werde«sollen, zog sich außerordentlich in die Länge. Bei der Rede de»Abg. Hoch (Soz .), der scharfe Angriffe gegen den Reichswirt«schastsminister Dr . Becker richtete, ging es lebhaft zu und er gabsogar einen kleinen Stur « , als die Abgeordneten der Deutsche»Volkspartei durch Zwischenrufe den Minister verteidigten unddie Kommunisten sich einmischten, wobei Abg. Höllein für denZuruf „Idiot ! " einen Ordnungsruf erhielt. Dann schwand da»Interesse , so daß die Bänke fich während der Rede des Abg.Andre (Zentr .), der für Ausschußberatnng eintrat , vollend»zu teeren begannen . Ein kommunistischer Vertagungsantragdrang nicht durch und Abg. Maltzahn (Komm.) übte dafür Rachedurch eine Dauerrede .
Mit Hilft dieses Manövers gelang es. das Haus so gründlichzu leeren , daß nach Beendigung der Hölleinschen Rede die » e-schlußfähigkeit mit Erfolg bezweifelt werden konnte . So wa«es nicht möglich die Vorlage dem zuständigen Ausschuß zu un »rerbreiten . Me Sitzung mußte abgebrochen werden. Die nächsteSitzung wurde auf Donnerstag , den 8. März , anberaumk undnach 6 >4 Uhr vertagt .

* •
Im Hauptausschuß des Reichstags ttat bei der Beratung de»Etat » des ReichswirtschastsministerinmS Gothein für die Auf¬hebung der Kohlensteuer, die den jetzigen Berhällniffen nichtmehr enffprache, ein. Er führt« ferner aus , daß eine Er -hohung deS BrotPrrifeS, gegebenenfalls durch Inanspruchnahmevon Renhsmitteln , unbedingt vermieden werden müsse.

Vor der Erklärung des « elcbskanzlers.
Die plötzliche Ankündigung einer Regier««,SerklSrun , i»einer vorzeitig auf den nächsten DieuSta, nachmittag 5 Uhr au-beraumten Sitzung des Reichstages und und die damit zusam¬menhängende Absage der Kanzlerreise nach München undStuttgart haben in Berliner politischen Kreisen begreiflicher, jweift einige Überraschung hervorgerufen, zumal , da nochSamstag abend selbst nahen Mitarbeitern des Reichskanzler»weder die Programmänderung selbst, noch ihre Motive bekannt >waren und die Regierung sich auch mit den Parteiführern vor-her nicht ins Benehmen gesetzt hatte.
Die Annahme , daß der Wechsel, wie ein Priv .-Tel . der „Frkf.Ztg ." meldet , in den Absichten des Kanzlers durch die neuemEinbrüche der Franzosen in deutsches Land wenigstens mitver -anlaßt sei . ist von berufener Seite bestättgt worden. Herr Dr .Cuno, von dem die Jnittative zu der vorzeittgen Einberufungdes Reichstages ausging , will darnach diesen Anlaß benützen. .um vor dem Forum der Volksvertretung und der ganzen Öf¬fentlichkeit in wirksamerer Weise als dies in schriftlichen Pro »testen möglich ist, gegen das sich immer steigernde Systemvon Gentalttätigkeit , dem die widerrechtlich okkupierten Gebiete ■.ausgefttzt sind, und gegen die immer wieder erneuerten Recht »,brüche feierlichst Einspruch zu erheben, die mit der Ausdehnungder Besatzung auf bisher fteies deutsches Gebiet begangen .werden . Ob der Kanzler darüber hinaus politische Erklärun -gen abgeben wird, namentlich ob er die Gelegenheit ergreifenwird , um in die « nglifch -franzöftsche Debatte über die PariserKonferenz von Anfang Januar und die dafür ausgearbeitete «deutschen Vorschläge durch die kürzlich von maßgebender Volks-parteilicher Seite geforderte Bekanntgabe dieser Vorschläge ein¬zugreifen , steht noch dahin. Keinesfalls aber scheint es nachdem, was die „Frkf . Ztg .

" erfahren konnte , zulässig zu sein,aus der Absicht einer betonte« starke» Kundgebung dr» deut¬schen Protestes und Abwehrwillens zu folgern, daß prinzipiellneue Schritte der deuffchen Politik zu erwarten feien. Wen»von der Presse und den Rednern der Rechten in der letzten Zeitwiederhol die Verschärfung der Kampfform durch Abbruch derdiplomatischen Beziehungen, Repressalien und dergleichen gefor-dcrt wurde , so wird an leitender Stelle derartiges nicht beab¬sichtigt.

Mr Reichskanzler richtete an den bayerischen Ministerpräsi ,deuten v. Knilling folgendes Telegramm :
„Der neue frevelhafte Rrchtsbrnch Frankreichs legt mirdie Pflicht auf , den deutschen Protest in einer besondere » Sit -zu»g deS Reichstags zu erklären. Der Präsident d«S Reichs¬tags hat daher denselben für nächsten Dienstag zu einer au¬ßerordentlichen Sitzung zusammenberufen. Das verbietet mir .den beabsichtigten Besuch in München am Montag auszuführen .Ich bedauere dies aufs lebhaftest«, bin aber sicher, daß di«Gründe hierfür gerade in dem vom Einfall betroffene« Süd »,

deutschland gewürdigt werden. Ich bitte, den Besuch auf de»
ersten fteien Tag verschiebe » zu dürfen, der mir zur BerfügunG
steht. "



^Der württembergifchc Staatspräsident v. Hiebe» wurde in
gleicher Weise verständigt« daß der Reichskanzler auf den Besuch
m- St «tt«art verzichten muffe. - • - - — ^

Darmstadt .
Die von den Franzosen besetzte Eisenbahnwerkstätte Darm -

ßtadt ht seit der Ruhrbesetzung dadurch an Bedeutung gewon¬
nen , daß ste die Arbeiten für die drei EisenbahnirektionSbezirke
zu leisten hat. Infolgedessen kommt hier eine immerhin be.
Irächtliche Zahl von Lokomotiven zusammen, deren Beschlag ,
«ahme den deutschen Bahnverkehr sehr spürbar getroffen hätte .
Durch die rasche Entschlußkraft der Eisenbahnbehörde ist eS
aber gelungen , die rund 3V Maschinen, die in Darmstadt waren ,
bis auf zwei oder drei, die nicht fahrbereit waren , in Sicherheit
zu bringen; ebenso ist alles wertvolle , zu Reparaturzwecken auf.
gespeicherte Material noch vor dem Einrücken der Franzyosen
«btranSportiert worden . Um keine Lokomotive zu gefährden ,
ist- der Verkehr der in Darmstadt beginnenden und endenden
Personenzüge eingestellt worden . Es ist aber dafür gesorgt,
daß Reisende, die nach Darmstadt wollen, ihr Reiseziel errei¬
chen. Die durchgehenden Schnellzüge verkehren, ohne daß die
Franzosen sich eingcmischt hätten .

Den beim Einmarsch der Franzosen in den Werkstätten an¬
wesenden Arbeitern und Beamten war mitgeteilt worden, das;
ste die Arbeit fortsetzen könnten, sich aber der Aufsicht der
Franzosen unterwerfen mühten . Da sie ohne Ausnahme die
Zumutung ablehnten , wurde die Arbeit eingestellt.

Alle Gerüchte über eine Besetzung Darmstadts selbst sind
falsch . In der Stadt hat sich kein einziger Franzose sehen las¬
sen . Die Landesregierung und die Stadtverwaltung sind nicht
einmal von der Besetzung der Werkstätte benachrichtigt worden,
obwohl eine mit dem französischen Oberdelogierten in Mainz
vor Jahren getroffene Vereinbarung darüber bestand, dah der
zum Brückenkofpf Mainz gehörende Hauptbahnhof und ein
Außenbezirk der Stadt , in dem noch das Gebäude des Staats¬
ministeriums liegt, unbesetzt bleiben würden .

Samstag erklärte der Befehlshaber den Betriebsvorstanden ,
dah die Besetzung und der Eingriff in den Betrieb ein Ver¬
sehen untergeordneter Organe sei . Man habe nicht die Absicht,
in den Betrieb einzugreifen , wenn die Arbeit und der Betriebs
sofort wieder ausgenommen würden . Da jedoch die Franzosen
die aufgestellten Posten nicht eingezogen haben , wurde die Wie¬
deraufnahme des Betriebes abgelehnt. Man will abwarten , bis
die Franzosen sich zurückziehen oder Verstärkungen kommen.
Unmittelbar vor der Stadtgrenze hielt Samstag eine Kaval-
leriepatrouille unter einem Offizier abgesessen . Auf der gan¬
zen Landstraße von Tarmstadt bis Griesheim ist eine Posten¬
kette eingerichtet. Größere Truppenansammlungen sind in den
angrenzenden Waldungen nicht aufgestellt worden . Der Be¬
völkerung hat sich eine große Bewegung bemächtigt. Banken
und Lebensmittelgeschäfte werden arg bestürmt .

Frankreichund eine englisch -amerikanische
Intervention .

Die Diskussion über die Von Lord Curzon angedeuteten
Möglichkeiten einer englisch -amerikanischen Intervention in
dem deutsch -französischen. Konflikt dauert fort . Pertinax , der
politische Redakteur des »Echo de Paris "

, der über die Inten -
tionen der französischen Regierung in der Regel sehr gut
unterrichtet ist, erklärt dazu, eine englisch -amerikanische In -
tervention sei solange ««diskutierbar , als die Regierungen von
London und Washington ihre Haltung in der Frage der inter -
alliierten Schulden nicht geändert hätten . Frankreich könne
nicht daran denken, seine Schuld auf etwa ein Dutzend Mil¬
liarden Dollars zu reduzieren , wenn seine eigenen Gläubiger
fast den gleichen Betrag von ihm selbst verlangten , so daß
für den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete, nichts übrig
bleibe. Das sei aber nicht die einzige Schwierigkeit, fährt
Pertinax fort . Wenn Amerika und England wirklich wollten,
daß Frankreich die Beute ,m Ruhrgebwt fahren lasse, und die
seit dem 11 . Januar inaugurierte Politik ändere , dann muß -
ten beide Regierungen zuvor sehr präzise Verantwortungen
übernehmen . Sie müßten 1 . die regelmäßige Zahlung der
von Deutschland geschuldeten Summen garantieren und 2. die
durch die deutschen Revancheabsichten gefährdete Sicherheit
Frankreich und Belgien gewährleisten. Frankreich könnte sich
damit nicht zufrieden geben, daß man ihm auf seine dahin¬
gehenden Wünsche immer wieder mit dem Hinweis auf den
Völkerbund antworte . Es könnten als Gegenleistung nur
festumriffene Garantien vn Frage kommen, die diejenigen
Staaten , die sie geben, direkt verpflichteten. Solang aber die
amerikanische und englische Diplomatie zögert, diesen Weg
zu beschreiten, könnte ste nicht verlangen, daß Frankreich ihren
guten Ratschlägen Rechnuiig trage .

Das « eichsschulgesetz .
Man weiß, daß der ursprünglich von der Regierung vorge-

legte Entwurf , der den in der Reichsverfassung festgelegten
Primat der Gemeinschaftsschule gegenüber der Bekenntnis¬
schule zum Grundpfeiler des Schulaufbaues machen wollte,
keine Mehrheit im Ausschuß fand und daß deshalb die Bera¬
tungen vor beinahe einem Jahre aus einen toten Punkt kamen.
Inzwischen ist noch vielfältigen Bemühungen zwischen den
Parteien der bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft mit Einschluß der
Bayerischen Bolkspartci ein neues Kompromiß zuftandegekom-
men, das versucht , die christliche Simultanschule als gesetzliche
Normalschule festzulegen, aber in so abgemilderter Form , daß
auch das Zentrum und die bei den Deutschnationalen vertretene
evangelische Orthodoxie zuftimmen können. Die Sozialdemo¬

kraten bemühten fich dagegen, in einem eigenen Antrag die
Nnabhängichkeit

' der Gemeinschaftsschule von jedem Bekenntnis
und jeder Weltanschauung noch deutlicher herauszuarbeiten als
in der früheren Regierungsvorlage . Da die beiden Anträge ,der der Sozialdemokraten und der der Arbeitsgemeinschaft, von
ausschlaggebender Bedeutung für die künftige Schulpolitik seinwerden, soweit sie vom Reiche zu führen ist, ist es angezeigt, siein . Wortlaut wiederzugeben.

Rach dem Antrag der Arbeitsgemeinschaft soll der Artikel 8
des Schulgesetzes folgende Faffung erhalten :

»Die Gemeinschaftsschule erteilt den Unterricht auf christ¬
licher Grundlage ohne Rücksicht auf die Besonderheiten der
einzelnen Bekenntnisse für alle Kinder gemeinsam ; der Reli¬
gionsunterricht wird nach Bekenntnissen getrennt erteilt . Bei
Besetzung der Lehrstellen an der Gemeinschaftsschule soll aufdas religiöse Bekenntnis der die Schule besuchenden Kinder
nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Ist in einer Ge¬meinde nur ei«r Schulstelle oder sind zwar mehrere Schul¬stellen, aber keine verschiedenen Konfessions-(Religions -)Ge-meinden vorhanden, so find die Lehrer aus der Konfession zuentnehmen , zu welcher sich die Gesamtheit oder Mehrheit der
Einwohner bekennt. Sind mehrere Schulstellen und verschie¬dene Konfessions- (Religions -)Gemeinden vorhanden , so sollendie Lehrer aus jeder solchen Konfession (Religion ) entnommenwerden, zu welcher sich die bei den Schulen beteiligten Konfes-sions-(Religions - )Gemeinschaften bekennen. Bei einer größerenZahl von Lehrern in einer Gemeinde sollen auch konfessionelle
(religiöse) Minderheiten mit weniger als vierzig Schülern einenLehrer ihrer Konfession (Religion ) erhalten . Die Gemeinschafts¬schule verliert ihren Charakter nicht dadurch , daß Lehrer an ihrtätig sind , die einem christlichen Bekenntnis nicht angehören .

"
Der sozialdemokratische Antrag will den Artikel 2 folgender-maßen formulieren :
„Die Gemeinschaftsschule ist grundsätzlich und ihrem Wesennach unabhängig von dem Bekenntnis oder der Weltanschau¬ung der Kinder , die sie besuchen , und der Lehrer , die an ihrtätig sind . Sie ist daher für Kinder aller Bekenntnisse und

Weltanschauungen bestimmt. Lehrer aller Konfessionen und
Weltanschauungen können an ihr unterrichten . Vorübergehen¬der oder dauernder Besuch von Kindern eines Bekenntnissesoder nur Kindern keines Bekenntnisses, vorübergehende oderdauernde Beschäftigung von nur Lehrern eines Bekenntnissesoder keines Bekenntnisses ändern nicht den Charakter der Schuleals Gemeinschaftsschule. Die Gemeinschaftsschule erteilt denUnterricht für alle Kinder gemeinsam auf allgemein sittlicherGrundlage im Sinne sittlicher Volksgemeinschaft. Sind fürK :nder einer Altersstufe Parallelklassen eingerichtet, so darfdie Trennung der Kinder nach dem Bekenntnis oder der Welt¬
anschauung vorgenommen werden. Nur der Religionsunterricht ,der nach Artikel 149 Abs . 1 der Reichsverfassung ordentlichesLehrfach ist, wird für die Bekenntnisse getrennt und in Über¬
einstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religions¬gemeinschaft erteilt. Bekenntnisfreier Religions - oder Moral¬unterricht ist an den Gemeinschaftsschulen ordentliches Lehr¬fach . Die näheren Bestimmungen über die Einrichung von Re¬ligionsunterricht oder Moralunterricht (Anzahl der Unterrichts¬stunden und Mindestzahl der teilnehmenden Schüler ) erfolgendurch Landesgesetz."

Ob einer der beiden Anträge eine Mehrheit auf sich vereinigt ,ist noch nicht sicher, da die Parteien der Arbeitsgemeinschaft al -lein nicht über eine Majorität verfügt . Die „Germania " willallerdings wissen , daß die Deutschnationalen für den Kompro¬mißantrag stimmen würden, was seine Annahme dann sichermachte, wenn eine einfache Abstimmung dafür genügte . Vonsozialdemokratischer Seite ist im Ausschuß allerdings behauptetworden, daß der Kompromißantrag der Arbeitsgemeinschaft einematerielle Berfaffungsänderung in sich schließe und deshalbeiner gualifizierten Mehrheit bedürfe ; diese würde er aber beider Gegnerschaft der Sozialdemokratie nicht erhalten können.
'Aber den Rrulturtag der deutsch- demo¬

kratischen Partei ,
der dieser Tage bei außerordentlich starkem Besuch in Leipzig
stattfand, bringt die „ Frankfurter Zeitung " einen Artikel ausder Feder von Theodor Heuß -Berlin , der über die Rede des
badischen Kultusministers Dr . Hellpach folgendermaßen be¬
richtet : Den Höhepunkt brachte der Vortrag von Kultusmini¬
ster Dr . Hellpach (Karlsruhe ) . Inden , er die geistige Krise der
Bildungsschicht besprach , gab er einen historischen Querschnitt ,wie die „ liberalen " Berufe im 19. Jahrhundert sich zu Durch¬schnittsleistungen mit bermflichen Garantien zu fixieren be¬
gannen ; da die Nivellierung der Bitdungstechnik aus der „Bil¬
dung" ein Massenproblem des Erlernbaren macht, und damitdie Bildung „verstofflicht " wird, gleichzeitig aber ständischeSelbstschutzbewegungender „Bildungsschicht" die Nation sozialnoch stärker zerspalten . Die „Bildung " kommt aber durchdie Kriegskataftrophe , die den wohltemperierten Besitz entwer -tet , die eine schwere Krise ; sie kann gerettet werden , wenn siewieder „Seltenheitswert " erhält , ein Weg freilich, den wir unsdurch die zivilisatorische Söheuwqe in Verwaltung und Schuleerschwert haben. Die neue Bildung wird stärker deutsch sein(die klassisch-humnuiftijche wirv einfach durch schwächere Fre¬quenz zurückgedrängt), sie wird altruistisch- produktiv werden,weniger stofflich rezeptiv, sie wird politischen Charakter haben.

Gkkenbeiten des Grafen Miestarp .
Auf dem Lanesparteitag der Berliner Deutschnationale»

sprach kürzlich Graf Westarp über den deutschen Abivehrkampfan der Ruhr .
Er meinte, die Morgendämmerung des deutschen Volkes seiangebrochen, nachdem Deutschland zum ersten Mal den Willen

Landestbeater.
Anstellungsgastspiel Rudolf Balve.

Unser Heldentenor Zilken will uns verlassen. Er sangft, verschiedenen Städten auf Anstellung. Ob mit Erfolg , istmir nicht bekannt . Will er mehr Geld — eine , zwei, drei Mil¬
lionen ? Möge er bedenken , daß auch für einen Heldentenordie finanziellen Röte der Theaterinskitute maßgebend sind —
gerade jetzt, wo im Karlsruher Landestheater rund 50 Per¬sonen aus eben diesen Gründen entlassen werden müssen . Wieden, auch sei — Rudolf Balve vom Landestheater in Al¬
tenburg gastierte im „Bajazzo " und „Lohengrin " auf Anstel¬lung . Gefällt dieser Canio den lieben Sachsen, so müssen wir
schon sagen, daß er s o dem Publikum des Karlsruher Landes -'
ihcatcrs nicht genügen kann. Der Gcsichtsausdruck darfauch nickt stereotyp der eines gequälten Menschen sein — diesesStück Bajazzotum der Gesichtsmimik hätte Balve von demGralsritter Lohengrin sernhaltcn müssen. In der Gesamt -
«rschcinung dürfte sich Herr Balve auch nicht ganz in das
Idealbild eins Heldentenors einfiigen, man wünschte ihn sichm. E . im Gesichtsausdruck etwas — sagen wir — lieblicher, in
der Gestalt kräftiger . Umso resoluter geht er mit seinem beträcht¬
lichen Stimmenmaterial um . Dieses . Drauflossingen " warbei seinem zweimaligen Auftreten vor dem Landestheaterpubli .
kum nicht am Platze . Besitzt die Stimme in den Tiefen und
der Mittellage Resonanz, so lmrkte sie in den oberen Lagen

unangenehm hart und verschiedentlich stechend, bei allzu offener
Stimmgebung . Man vermißt unangenehm eine gewisse Reifeund Verinnerlichung auf der ganzen Linie. Konnte HerrBalve im Bajazzo keine ernster zu wertende Leistung schaf¬fen, so war die gestrige Aufführung des Lohengrin für ihnkein Mißerfolg . Er bewies („Jetzt sind wir allein " und Grals¬
erzählung ) , daß der Schmelz seiner Stimme tatsächlich vorhan¬den ist und er bei di e s e m Stimmaterial noch zu schönenHoffnungen berechtigt. Wer aus Grund dieser beiden Gastspiel-abcnde ist es zu gawagt, ihn lediglich aus eben diesem Grundr
zur Annahme zu empfehlen. Man hat keine Gewähr , daß der
Sänger tatsächlich an unserer Bühne diese Mangel im itimm-
lichen Ausdruck ablegen wird . Jahrelange künstlerische Reife
schafft erst den erschütternden, tragischen Bajazzo >md andere
große Rollen eines Helderttenors .

Ter Vorwurf sei der . Theaterleitung gemacht, datz sie der
Kritik — wo es sich um einen Heldentenor handelt — die Be¬
urteilung insofern erschwert , als sie es nicht ermöglichen konnte,Herrn Balve als Tristan oder in anderen lPartien uns vor¬
zustellen, die eine weit größere Ausgabe noch an den Inter¬
preten stellen. Vielleicht ließe sich ein weiteres Gastspiel er¬
möglichen , um den Fähigkeiten Herrn Balves gerecht zu wer¬den, der eine schroffe und strikte Ablehnung nicht verdient.

Nach den beiden Gastspiclabenden genügte er jedoch den
Anforderungen , die das Karlsruher Landestheater au seinen
Heldcnterwr stelle » muß , n i ch t. Adolf Himmele .

bekundet habe. Nein zu sagen. Die Führung in dem Kampf
gebühre der Regierung . Die Deutsch « ationakrn -müßten fest»
stellen, daß die Repirr »»z Eu», sich ihrer Verantwortung be¬
wußt fei. wenn ste auch nicht in allen Punkten ihren An¬
sprüchen genüge. In diesem Zusammenhänge hielt es Graf
Westarp für nützlich wieder einmal das Volk zur Tat aufzu -
rusen, den Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu »Frank-
reich und Belgien und Repressalien gegen die Franzosen und
Belgier in Deutschland zu verlangen Das Ziel der Deutsch-nationalen Bolkspartei sei es, Regierung und Volk in dem
Kampf bis zum Ende festzuhalten . Ehe die Franzosen nicht
„heraus " seien , dürfe nicht verhandelt werden. Wann sollverhandelt werden ? Wenn das Rnhrgebiet » wenn Düsseldorf,Duisburg und Ruhrort geräumt seien ? Rein , auch daS link«
Rheinufer müsse zuvor geräumt sein , che von Verhandlungendie Rede sein dürfe . Nach seiner Auffassung sei das Reichs-kabinett zum Widerstand bis zum Äußersten entschlossen . Sollte
aber der Reichstag wie im Juli 1917 Umfallen, dann dürfte ,die Regierung Cuno nicht abtreten , sondern müßte ihrenWillen auch gegen den umfallenden Reichstag durchsetzen . Denn
hier handle es sich uni den Willen des Volkes . Es könnte sonst
leicht sein, daß der Bolkswille Formen der Erregung annehme ,gegen die der Wille des Reichstags versagte.

Wenn diese letzten Sätze einen Sinn haben sollen , so kann,wie ein Priv . Tel . der „Frkft . Ztg . " hinzufügt , es nur der
sein, daß Graf Westarp der Regierung Cuno den Brrfaffungs -
bruch und die Diktatur empfiehlt, wenn der Reichstag die
Politik nicht mitmachen will, zu der die Deutschnationalen die
Regierung treiben wollen. Beinahe in gleichem Atemzuge ver¬
sicherte Graf Westarp die Regierung Cuno des Vertratiens seinerPartei . Das zeigt, daß die Deutschnationalen , wie sie und
ihre Vorfahren , die Konservativen , es immer getan haben, mitder Parole Unterstützung der Regierungspolitik stets das Um¬
gekehrte verstehen, daß nicht sie die Politik der Regierung , son¬dern die Regierung die Politik der Deutsch-Nationalen unter¬
stützen solle . Es zeigt aber auch , wieviel Wert der Respekt vorder Verfassung besitzt, den die deutschnationalen Redner indn letzten Wochen um der sogenannten Einheitsfront Wille«
so oft in Worten verkündet haben.

Der Meichsverband der deutschen Undu-
strie und Geister .

Die Zeitschrift des Afabundes veröffentlicht in ihrer neuestenNummer einen Artikel des Reichstagsabgeordneten Aufhäuferüber den Neichsverband der deuschen Industrie und die vondem Abgeordneten GeiSler geleiteten „Bereinigten Vaterlän¬
dischen Berbände". Wir haben schon neulich angedeutet , daßein zum Kampf gegen die Sozialdemokratie aufhetzendes Rund¬
schreiben des Herrn Geisler durch einen Jndustriellenverbandweiter verbreitet worden sei . Tatsächlich hat nach AufhäuferSAngaben die Geschäftsführung des Reichsverbandes der deut¬
schen Industrie Anfang Februar ihren Mitgliedsfirm -n Schrift -
stücke der „Vereinigten Vaterländischen Verbände" übermittelt .In einem dieser Schriftstücke wird die Gemeinschaft mit denHitlerschen Nationalsozialisten festgestellt , in einem anderenSchriftstück, einer Anweisung, heißt es :

„Um den Widerstandswillen der Regierung zu kräftigen ,wurde beschlossen, dem Herrn Reichskanzler Cuno die Auffas-
sungen der Vereinigten Vaterländischen Verbände Deutschandst» einer Unterredung vorzutragen und ihn zu ersuchen , dieweitere Verfolgung nationaler Verbände durch sozialistischeLandesministerien unverzüglich zu unterbinden und die einsei¬tige Anwendung des Schutzgesetzes der Republik gegen rechtssofort aufzuheben . Um jeden Zersetzungsversuch niit Erfolg be-kämpfen zu können , wird die schärfste Beobachtung der Sozial¬demokratie, des linken Zentrums und der Kreise um das „Ber¬liner Tageblatt " beschlossen, um von dort ausgehende Zerfet -zungsversuche durch jede in Betracht kommende Möglichkeit mit

•1; betantpfen zu können. Es soll überhaupt gröhtes Ge-w,cht auf Erhaltung und Steigerung der nationalen Stimmungdurch lebe geeignete Maßnahme gelegt werden."

Wadiscbe Übersicht.
Mubrbilke und deutsches volksopker .

An der Tagespreffe ist in den letzten Taa - n die Gründungdes badischen LandesPrSsckusses für das T - sche Volksopfer,welche am Montag sin Ministerium des Innern erfolgte, mehr-fach besprochen worden . Es erscheint deshalb angebracht, diebesonderen Zwecke der Ruhrhilfe und die Aufgaben des Deut ,scheu Volksopfers des näheren zu erläutern :
Um die Schäden zu beseitigen und auszugleichen, welch« i

durch den Einbruch der Franzosen in das Ruhrgebiet entstehenund schon entstanden sind, wurden zwei Sammlungen , die„Ruhrhilfe " und das „Deutsche Bolksopser" ins Leben gerufen .Beide Arten der Spenden sind für das ganze Reich errichtetund unterliegen den Bestimmungen der zentralen Ausschüsse .Die Ruhrhilfe wurde geschaffen von der Zentralarbeitsgemein ,fchaft der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Ar¬beitnehmer bezw. von den in dieser Arbeitsgemeinschaft zusam¬
mengeschlossenen Organisationen , sie bezlveckt Beseitigungoder Linderung der Nachteile, welche durch die Besetzung indem gewerblichen und industriellen Arbeitsverhältnis ent¬stehen. Mit der Verteilung dieser Spende hat der badische Lan »
desausschuß für das Deutsche Volksopfer nichts zu tun . Denndas Volksopfer umfaßt die Spenden aller Kreise und ist dazubestimmt, um, wie es in den ausgestellten Leitsätzen heißt , „Not¬
stände aller Art im alt - und neubesetzten badischen Gebiet und
sonstige durch den Einbruch der Franzosen der badischen Be.Völker«,,g unmittelbar erwachsende Schäden zu beheben oder
zu mildern .

"
tpolche Schäden sind bereits zu verzeichnendurch die in Offenburg in der Zunahme begriffene Arbeits¬

losigkeit , der zwar zunächst durch die Ruhrhilfe begegnet wird,
welche zweifellos andere Schädigungen der dortigen Bevölke¬
rung nach sich zieht, die mit dem gewerblichen Arbeitsverhält ,
nis nichts zu tun haben , aber gleichwohl behoben werden müs¬
sen . Hickzu soll das badische Volksopfer dienen , es bildet aber
nicht eine Sondersammlung , sondern lediglich einen Bestand-
teil des für das ganze Reich gegründeten Deutschen Volks» :
öpfers .

Der badische Landesausschuß ist die einheitliche Sammelstrlle
für alle in Baden aufkommenden Sammlungen und Vertel -
lungsstelle für die vom Reich für Baden überwiesenen Mittel
in Gelo und Sachen.

Die Höhe der Beträge , welche für Baden zur Verfügung 1
stehen , wird festgesetzt von dem RcichSausschuß, in welche»
die Vertreter der Länder , also auch Baden , Sitz und Stimme
haben . Nach den ausgestellten Richtlinien soll Baden ein er¬
heblicher Teil der in unserem Lande aufgebrachten Spenden —
etwa 80 Prozent — verbleiben ; außerdem soll den Ländern
aus den sonst im Reich gesammelten Mitteln ein Anteil über,
wiesen werden.

Auf diese Weis« wird einerseits die Einheitlichkeit der
Sammlungstätigkeit im Hinblick auf das große , für alle Deut ,
scheu gleich bedeutsame Wwchrziel gewahrt , andererseits rin»
den di« besonderen badischen Interessen die gebührende Be,
rücksichtigung . "



Äus dem neubesetzten bädtscben Gebiet.
Die kranzöslscde ..Begründung " der neuen

Besetzungen .
Die französische Regierung hat sich darauf beschränkt , dem

»putschen Geschäftsträger in Paris nach Vollziehung der neuen
Mgen Mannheim » Karlsruhe und Darmstadt gerichteten Ge-
Waltaktion am 3. d. Mts . , abends 8 Uhr 4ü Minuten , folgende
Mate übergeben zu laffen :

»Der Rhein -Herne -Kanal , besten infolge von Sabotage be¬
schädigten Schleusen durch die Bemühungen der französischenund belgischen Behörden wieder in Ordnung gebracht worden
find, ist durch absichtlich« Versenkung vdn Kähnen gesperrt
Worden . Die französische Regierung hat beschlossen, als Ver¬
geltungsmaßnahme die Häfen von Mannheim und Karlsruhe
« nd die Eisenbahnwerkstätten von Darmstadt zu besetzen . Das
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten hat die Ehre,- je deutsche Botschaft für alle Fälle hiervon in Kenntnis zu
fetzen."

Karlsruhe bleibt außerhalb derVesatzungs -
zone .

Der „Temps " bemerkt, laut einer Wolff-Meldupg auS
Paris , zu der Mainzer Meldung von dem Vorrücken der
französischen Truppen nach Darmstadt , Mannheim und Karls¬
ruhe, die drei genannten Städte wären und blieben außer¬
halb der Besatzungszone. Die Operationen vom Samstag
morgen hätten in der Besetzung der Eisenbahnwerkstätten , die
westlich von Darmstadt liegen, in der Besetzung des Hafensvon Mannheim , und des Hafens von Karlsruhe , der einigeKilometer westlich der badischen Hauptstadt liege, bestanden.

Lollsperre am Ikarlsruber Daten .
Der Bor st and doS Güteramts KarlSruhe -

Rheinhafen wurde Samstag abend von dem Führer der
französischen Hafenbcsetzung vorgeladen, um solgende Eröff¬
nung entgegenzunehmen :

I . Die Ausfahrt jeden Schiffes aus dem Hafen ist rechtzeitigdem Führer des Hafenkommandos anzumelden .kl . Züge, die aus dem Hafengebiet aussahren , haben vor der
Albdrücke zu halten und werden dort kontrolliert .HI . Die Ausfuhr von Kohlen und Kohlenerzeugniffen sowie
metallurgischen Erzeugnisten auS der Hafenzone ist ver¬
boten .

Der Ikarlsruber Stadtrat an den tran -
zösiscben Truppenkommandeur .

In der heutigen außerordentlichen Sitzung hat der Stadtrat
von Karlsruhe beschlossen, dem Kommandeur der fran¬
zösischen Truppen im Rheinhafengebiet folgende Ent¬
schließung zuzustellen:

„An den Herrn Kommandeur der französischen Truppenim Karlsruher Rheinhafen .
Am Samstag , den 3. März , vormittags haben franzö¬

sische Truppe » den zur Gemarkung Karlsruhe gehöri¬
gen städtischen Rheinhafen besetzt «nd im weiteren
verlaufe des Tages das Klubhaus des Rudervereins Karls¬
ruhe daselbst mit Beschlag belegt. Am Abend wurde von
dem Kommandeur der französischen Truppen dem Direk¬tor des städtischen Hafenamts eröffne^ daß Kohle «, Koh-
lenerzeugniffe und metallurgische Erzeugnisse weder zuWasser , noch zu Lande aus dem Hafen anSge *
führt werden dürfen «nd daß die Ausfuhr anderer Ge¬
genstände der Erlaubnis des Truppenkommandeurs bedürfe.Der Stadtrat der Landeshauptstadt Karlsruhe legt gegen
diesen völkerrechtswidrigen Gewaltakt feierlich Ver¬
wahrung ei».

Der Oberbürgermeister ."
Zugleich hat der Stadtrat von einem durch den Herrn Staats¬

präsidenten übermittelten Telegramm des Herrn Reichs¬
kanzlers Kenntnis genommen, in dem der Stadt der Aus¬
druck treuester Anteilnahme der Reichsregiernng übermitteltwird.

Der Stadtrat ermahnt die Bevölkerung zur Besonnen -h e i t , R u h e und vor allem zur Würde . Kein französischerSoldat sollte Anlaß haben, sich über unwürdiges Verhalten
Deutscher, wozu auch zudringliche Neugierede gehört, zu freuen .

Die Tage in und um Mannheim .
über die Lage in Mannheim schreibt die „N. Bad . Landes¬

zeitung " folgendes :
»Also doch — sagten die Mannheimer , als sie am Samstag

früh erfuhren , daß franz . Truppen das Hafeugebiet nebst dem
Zollamt und das städtische Elektrizitätswerk besetzt hatten . Die
«ächste Frage war natürlich , ob auch die Stadt selbst besetztwerden würde. Die unvermeidlichen Gerüchte sagten dies für4 Uhr nachmittags voraus. Wer wir blieben verschont. Die
Neugierigen an der Rheinbrücke, die ungeachtet des eisigenRord -Ostwindes standhaft aushielten , kamen nicht auf ihre
Kosten . Ein paar Bagagewagen, die für die Versorgung der
schon auf dem rechten Rheinufer befiublichen französischenSoldaten bestimmt waren , das war alles , was sie zu sehenbekamen. In der Neckarstadt staute sich die Menge vor dervon Franzosen belegten Hildaschule derart , daß die Bereit¬
schaftspolizei einschreiten mußte. Dieses Verhalten einesTeiles der Bevölkerung ist einfach unbegreiflich. Die Be¬
wohner des schönen badischen Ländles erfreuen sich des beson¬deren Rufes politischer Reife in Deutschlands Gaüen , es wäre
jetzt Gelegenheit zu beweisen, daß diese Würdigung eine ge¬rechte ist . Wir müssen die Nerven bewahren gegenüber Din -
!>en. die wir nicht aufzuhalten vermögen, und ruhig und be-onnen bleiben.

Es gehört dazu selbstverständlich Überwindung , wenn manvon den vorgestrigen Ereignissen hört und liest. So hat am
Samstag Vormittag die Militarisierung des pfälzische« Eisen¬bahnnetzes begonnen. Die Franzosen haben erklärt , daß die¬
jenigen pfälzischen Eisenbahner , die weiter fahren , als unter
französischem Befehl stehend betrachtet werden. Da die Pfäl-
!gschen Eisenbahner von den Franzosen aus den Betriebsiverk -tatten und den anderen Eisenbahnanlagen verdrängt wurden ,so konnte der Eisenbahnbetrieb auf den HauptstreckenLudwigs -
Hafen—Neustadt, Homburg—Ludwigshafen und Neustadt—Landau nicht mehr aufrecht erhalten werden . Der Zugver -
khr «ruf dieser Strecke war vorgestern zum größten Teil bereits
LingestÄt . Die Bahnhöfe auf den pfälzischen Hauptstreckensind von französischem Militär besetzt werden . Auch mit der
Militarisierung der Strecke Zweibrücken—Landau mutz ge¬rechnet werden. Die große Drehscheibe im Ludwigshafener
Hauptbahnhof ist durch das Hineinfa " i einer Lokomotive un¬brauchbar geworden. Durch die Einstellung des pfälzischenEisenbahnverkehrs ist der Arbeitervrrkehr im pfälzischen In¬dustriegebiet schwer betroffen . Die Anilin fabrik hat gesternnachmittag ihre auswärts wohnenden Arbeiter auf Lastauto .
Mobilen heim befördert . Auch zum Maivnheimer Bahnhof
ßohcn wir di«ht besetzte Autos der Anilur sktusen . Über diese

tatkräftige Fürsorge der Direktion kann man volle Genug¬tuung empfinden.
Sebr wichtig ist die Frage , wie sich die BerkehrSlage fürMannheiui gefüllten wird. Wir wissen , welche schädigendenBehinderungen für unser Wirschastsieben schon durch die Ein¬stellung des Bahnbetriebs zwischen Appenweier und Offen¬burg eingetreten sind . Die Stadtgemeinde Mannheim , dieHandelskammer un andere Korporationen , wie auch der

Rcichstagsabgeordnete Geck find dringlich vorstelliggeworden für Verbesserungen im Eisenbahnverkehr im Inter¬ests Mannheims . Es würde eine außerordentliche Schädigungunserer weitverzweigten geschäftlichen Beziehungen von Han¬del und Industrie bedeuten, wenn die Verkehrslage sich werter
verschlechtern würde. Hinsichtlich der Pfalz ist das leiderschon der Fall . Wir wollen hoffen, daß hierin eine Wandlungeintritt , auch im Interesse unserer Arbeiterbevölkerung , dieauf die Benützung der Eisenbahn angewiesen ist . In derRichtung nach Frankfurt a. M . konnte gestern der Durchgangs -verkehr zum größten Teil noch aufrechterhalten werden . Da¬gegen werden die Züge, die Darmstadt als Endpunkt hatten ,nur bis Eberstadt gefahren. "

*
Der Stadtrat Mannheim hat folgende Entschließung ange¬nommen :
„Der Stadtrat der Haupstadt Mannheim , zu einer außer¬ordentlichen Sitzung versammelt , erhebt feierlich Protest gegendie rechtswidrige Besetzung von Teilen de « Stadgebiets durchdie französische bewaffnete Macht und gegen die Beanspruch¬ung und Beschlagnahme von Eigentum der Stadt und städti¬scher Bürger . Der Stadtrat bittet die Bürgerschaft . Ruheund Besonnenheit zu bewahren und nur den Anordnungender deutsche« Behörden Folge zu leisten.

"
Der Landeskommissar, der auf Einladung der Stadtrats -sttzung beiwohnte, hat sich der Erklärung des Stadtrats na -mens der staatlichen Verwaltungsbehörden angeschlossen .
Karlsruhe , 6. März . Die Reilhsbahndirektion teilt mit :Im Bahnhof Mannheim Jndustriehafen besetzten die Frau -zosen heute das Stellwerk 3 und unterbanden damit den Be¬trieb im Bahnhof Jndustriehafen .

Lur Besetzung der badischen urbeinbäken.
Wie bereits gemeldet wurde, haben die Franzosen Samstagvormittag die Rheinhäfen Mannheim und Karlsruhe militärischbesetzt. In Mannheim wurden, wie der Karlsruher ^ -Korre¬spondent der „ Frkst. Ztg." meldet, die Truppen , etwa dreiKompagnien , etwa so ausgestellt, daß sie den alten Mannhei -mer Staatshafen und den Städtnischen Jndustriehafen von derStadt abspcrren . Der Güterverkehr zur Stadt ist also unter¬bunden . Für Karlsruhe scheint Gleiches beabsichtigt zn sein.Hier sind bisher etwa 160 Mann eingerückt .In den beiden badischen Häfen befanden sich seit dem Waf¬fenstillstand kleine Kommandos, die nach französischer Darstel¬lung die Aufgabe haben sollten, die Übermittlung und Aus¬führung der Befehle der Interalliierten Schiffahrtskommissionin Köln auszuführen und zu überwachen. Die deutsche Re-gierung hat gegen die Anwesenheit dieser Kommandos unaus¬gesetzt Einspruch erhoben. Die Franzosen aber beriefen sichdarauf , daß eS sich nicht um militärische Besetzung, sondernum »Kontrollposten" der Interalliierten Rheinschisfahrtskom¬mission handle, zu deren Unterhaltung in den rechtsrheinischenHäfen ihnen in Klausel 1 der Zusatznote II des Waffenstill ,standsvertrages das Recht gibt. Die Klausel sei in Artikel 312des Friedensvertrages aufrechterhalten . Diese Begründung istfalsch, da durch die Note III nur die linksrheinischen Verkehrs¬wege (den Rhein inbegriffen ), sowie jene , welche auf demrechten Ufer innerhalb der besetzten Brückenköpfe liegen , derBefehlsgewalt des Oberkommandierenden der alliierten Heereunterstellt werden. Die militärische Befehlsgewalt endigt so.nach am rechten Rheinufer und erstreckt sich nicht auf solcherheinische Hafenanlagen außerhalb der besetzten Brückenköpfe,die vom Rhein scharf getrennt östlich des rechten Users sich be¬finden . Dies aber trifft für den Mannheimer und erst rechtfüx den säst eine Wegstunde vom Rhein entfernten , mit ihmnur durch einen Stichkanal verbundenen Karlsruher Hafen zu.Die einzige Änderung , zu der die Franzosen sich auf die Ein¬

sprüche der deutschen Regierung verstanden, war , daß sie dasKommando auf zwanzig Leute verringerten , die ohne WaffenDienst taten . Eine Note der Reichsregierung vom Januar1921 an die Botschafterkonferenz über diese Angelegenheit istbis heute noch nicht beantwortet .Waren also die Franzosen nicht einmal zur Errichtung der
Kontrollposten berechtigt , so bedeutet die jetzige militärische Ak¬tion einen Hohn auf alle Verträge und jedes Bölkerrecht. Siegibt aber auch einen Beweis dafür , daß die „Kontrollposten "
von Anfang an nichts anderes waren als ein Vorwand zurVerschleierung derjenigen Absichten Frankreichs , die es heuteauszusühren sich bemüht.

GSenburg.
In Offenburg wurde der Stellvertreter des bereits voreinem Monat verhafteten Vorstands der BetriebsinspektionOffenburg , Eisenbahnoberinspekor H r̂tlein , verhaftet .
Die beiden aus Offenburg ausgcwiesenen BürgermeisterHoller «nd Dr . B ü h r e r sind von Mainz weggebracht wor .den, vermutlich nach L a n d a u in der Pfalz .

Die Sperrung des Vabnverkebrs in der
Pfalz .

Die Lage im Reichsbahndirektionsbezirk Ludwigshafen ver¬schärfte sich wesentlich . Nachdem in der Nacht auf Samstagdas Personal der Reichsbahndirektion Ludwigshasen den Be¬trieb noch durchzuführen versuchte , setzte am Sonnabend die
planmäßige Verdrängung des deutschen Eisenbahnpersonals«in . Das deutsche Personal wurde von der militärischen Un.
terkommission und deren Bahnhofskommistaren aufgefordert ,zu erklären, ob es den Dienst unter franz . Befehl weiter der-
sehen wolle. Da dies überall abgelrhnt wurde, erfolgte ein so¬fortiger Befehl, die Diensträume , Stellwerke , Werkstätten usw.zu verlassen, da der Betrieb in französische Hände übergehe.Das Personal wurde durch die französischen Desatzungstruppenund von französischem Eisendahnpersonal im Laufe des Sams¬
tags auf den pfälzischen Hauptbahnstrecken verdrängt . Ausden Nebenstrecken wollte das deutsche Eisenbahnpersonal denBetrieb weiterführen > die Franzosen haben dies jedoch nichtzugelassen. Sie verbieten jeden Eisenbahnbetrieb innerhalb«er Pfalz nach deutschen Bestimmungen. Verhaftet wurden
Oberzollinspektor Gottfried , der ins Gefängnis abgeführtwurde , und LokomotivheizerLanghafe, beide aus Ludwigshafen .AnSgrwiesen wurden der Vorstand der MaschineninspektionKaiserslautern , Regierungsbaurat Kund, der Vorstand der
Betriebswerkstätte Kaiserslautern , Eisenbahningenieur Göbel.Es wurde ein französischer Befehl angeschlagen, wonach Dienst¬wohnungen bis zum 8. März zu räumen find, widrigenfalls di«Inhaber ausgewiesen werden.

. Verkebrssperren .
Wegen Betriebsstillegung infolge- Eürgriffs der Franzose «

ist gesperrt die Annahme von Gütern aller Art einschließlich
Gepäck- und Expreßgut mit Leitung über die badifch -psälzt-
sche« Übergänge Mannheim —Ludwigshafen, Lutzhof—Speyer ,
Rheinsheim —Germersheim . Maxau —Maximilian Sau.

Die Lage des Arvcitsmarktes .
Amtlich wird mitgeteilt : In der Bertchtswoche hat sich dieArbeitsmarktlage weiterhin verschlechtert . Zu der immer nochanhaltenden Arbeitslosigkeit im Baugewerbe und in der Ta -bakindustrie gesellt sich eine Arbeitslosigkeit in der Industrieim allgemeinen . Wenn letzteres auch noch weniger für ge¬lernte Arbeitskräfte zutrisfl , so besteht doch immerhin die Ten -denz zu weiteren Betriebseinschränkungen. Nachfrage nachArbeitskräften besteht lediglich für Hausangestellte.Um der Arbeitslosigkeit einigernraßen entgegenzuwirken,wurden verschiedentlich von einzelnen Geineinden Notstands»arbeiten vorgenommen.

Aus der Landeshauptstadt .
Badischer Verein für ^Geflügelzucht. Die am Freitag irriSaal III der Brauerei c- chrempp abgehaltene Monalsver »sammlung beschäftigte sich beim erstell Punkt der Tagesord »nung mit der Veröffentlichung des Stadt . Gartenamtes , nachwelcher die Inhaber von Schuldverschreibungen des Bad . Ver -eins für Geflügelzucht keine Freikarten mehr für den Besuchdes Stadtgartens erhalten . Man erachtet diese Vergünstigungunter den gegenwärtigen Geldvcrhältnissen, als nicht mehrgerechtfertigt . Man konnte diese Ansicht nicht teilen . ImJahre 1864 wurde der Geflüge .park, der Tiergarten , gegründet .Hierzu mar ein Kapital von 50 000 Gülden für den Bau vonKäfigen und sonstigen Bauten erforderlich. Unterm Septem -der 1865 wurden an hiesige Bürger und Mitglieder des Geflü -gelzuchtvereins Anteilscheine von 50, 100 und 500 Gulden aus -gegeben, um das nötige Kapital zusammenzubringen , so daßdas Projekt , die Errichtung eines Tiergartens ermöglicht wer¬den konnte. Die Anteilscheine wurden ausgelost, jedoch wurdendie Beträge nicht ausbezahlt , sondern weiter für den Tiergar -ten verwendet . Als Gegeiilcistung erhielten die Inhaber vonSchuldverschreibungen freien Eintritt in den Stadtgarten für8 Personen . Heute sind noch 127 solcher Schuldverschreibungenim Besitz der Mitglieder . Man fand das Vorgehen des Gar -tenamtes als nicht richtig, denn wo Pflichten sind , müßtenauch Rechte sein . Düan war der Ansicht,Wenn die Stadt , dieaus den Sch-uldverschreiibungen festgesetzten Leistungen, welchebei Gründung des Tiergartens übernommen wurden , nichtmehr erfüllen wollte, die Beträge der Schuldverschreibungenabgelöst werden müßten . 1864 waren 50, 100 und 500 Gnldenganz ansehnliche Beträge . Es wurde beschlossen, eine dement«sprechende Eingabe dem Stadtrat zugehen zu lassen , um denBeschluß des Gartenaintes zu revidieren. Hierauf machte derVorsitzende Mitteilung über getätigten Futtereinkauf , so daßdemnächst wieder Futterausgabe erfolgen kann. Nachdem derVorsitzende noch über Auswahl , Versand usw . der Bruteier sichverbreitet hatte , fand die Versammlung mit der üblichen Ver.losung von Futtermitteln und frischen Eiern ihren Abschluß .

# Kolosseum. Sandbichlers Bauerntheater , das durch seineecht bayerischen Schwänke und Volksstücke das Publikum aufslbeste unterhielt , hat unsere Stadt verlassen und in das Ko-losseum find nun wieder Varieteekünstler eingezogen. Darfür die Zeit vom 1 .—18. März von der Direktion aufgestellteProgramm darf in jeder Hinsicht als ein sehr gutes angespro-chen werden . Die „drei Netz"
, ausgezeichnete Equilibristen ,arbeiten sicher und elegant . Fridolin König und seine Part¬nerin , der nicht umsonst sich den „Eisenkönig " nennt , entwickeltganz bedeutende Kräfte , die volle Bewunderung erregen . Ersprengt Eisenketten, mit einem Handschlag haut er einen Nagelin ein dickes Brett u. s . f. Einen tanzenden, rechnenden undmusikalischen Pony , genannt „Prinz " führt Philipps vor undzeigt dem Publikum eine vollentwickelte Dressur. Russische Na-tionaltänze in prächtiger Form bringt Frede! Stefanoff . Alsausgezeichneter , vielseitige Künstler darf der Humorist RichardDenier angesprochen werden ; er stellt sich als Humorist ,Schnellmaler , Zauberkünstler , kurz, als Universalmensch vorund erntet verdienten Beifall . Eine Parodie auf die „Alm"

erregt ganz besonders die Heiterkeit des Publikums . Die „2Santos " , die sich als komische Gymnastiker vorstellen, findenmit ihren Darbietungen , die stets freudig ausgenommen wer -den , allseits Anklang. Auch der komische Musikalakt vonWarroS schließt sich den anderen Darbietungen in angenehmerWeise an . Die Hauskapelle, unter Musikdirektor EberhartSLeitung , vervollständigt das Programm aufs beste, so daß dasPublikum beftiedigt die Vorstellung verläßt , deren Besuch nupempfohlen werden kann.

Staatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Zulassung von Buchmachern .
Dem in Baden -Baden, Kreuzstraße 4, wohnhaften KaufmannWilhelm Lahrmann , wurde für die Zeit bis zum 31 . Dezember1923 die Erlaubnis erteilt , innerhalb der Stadt Baden -Baden

sowie anläßlich der vom Internationalen Club in Baden -Baden
auf der Rennbahn in Iffezheim veranstalteten Pferderennenan dem dort angewiesenen Platze gewerbsmäßig Wetten bet
öffentlichen Leistungsprüsungen für Pferde abzuschlietzen oder
zu vermitteln .

Karlsruhe , den 14. Februar 1923.
Der Minister des Innern .

I . B . : Leers . Hofmann .

personeller Teil .
Ernennungen. Versetzungen, Zuruhesetzungen usw .

»er planmäßigen Beamte«.
AuS dem Bereich des Ministeriums des Inner ».

Ernannt :
Regierungsassessor vr . Hermann Müller zum Amtmann «

Heidelberg , die Wachtmeister Theodor Faißt und Fritz H»f«
« ann in Mannheim zu planmäßigen Polizeiwachtmeistern.

Versetzt :
Polizeiwachtmeister Ludwig Murr in Karlsruhe nach Rastatt .

Entlasse» ans Ansuchen :
Amtmarur 'vr . Hermann Ketterer.

Ministerium der Finanzen.
Domänenabteilung .

In de« Ruhestand versetzt :
BermessungSrat Wolf Schild , Karlsruhe-



Fortsetzung des Jentral -Handels-Negifters.
W<M«hkiM. R .184

Zum Handelsregister 8
Band VI O .-Z. 12 Firma
Grün L » ilfinger Aktien.
Gesellschaft in Mannheim ,
wurde heute eingetragen :
DaS Grundkapital ist ge-
mäß dem bereits durchge -
führten Beschlust der Ge»
«eralversammlung vom 29.
Januar 1923 um Mark
17000 000 erhöht und be-
trägt jetzt 25000000 M„
etngeteilt in 21500 auf
de« Inhaber lautende
Stammaktien und 500 auf
den Namen lautende
Vorzugsaktien , jede Aktie
über 1000 M . Durch den
Beschluß der Generalver -
sammlung vom 29 . Jan .
1923 ist der Gesellschafts-
Vertrag entsprechend der
eingereichten Niederschrift,
auif die Bezug genommen
wird, geändert und neuge-
fastt. Die 17 000 neuen,
auf den Inhaber lauten¬
den Stammaktien über je
1000 M . werden zum Kur¬
se von 165 Prozent aus -
gegeben. Die Vorzugsak¬
tien erhalten einen Ge¬
winnanteil von 6 Prozent
vor den Stammaktien .
Nachdem erhalten die
Stammaktien einen Ge¬
winnanteil von 6 Prozent .
Der etwa dann noch zur
Ausschüttung verbleibende
Reingewinn wird anteils -
mästig auf beide Aktien¬
gattungen verteilt . Die
Vorzugsaktien haben bei
der Beschlußfassung über
die Besetzung des Auf¬
sichtsrats . die Änderung
der Satzungen und die
Auflösung der Gesellschaft
fünfuntywanzig Stimmen .
Mannheim , 10. Febr . 1923
Bad . Amtsgericht B.G . 4.

Mannheim . R .205
Zum Handelsregister 8

Band XXIII O .-Z . 17 :
Firma Rohölzünder Ther-
molrat Gesellschaft mit be¬
schränkter Haftung in
Mannheim wurde heute
eing ».tragen : Das Stamm¬
kapital ist gemäß dem be¬
reits durchgeführten Be¬
schluß der Gesellschafter-
versau mlung vom 5. Jan .
1923 um 570 000 M . er¬
höht und beträgt jetzt Mk.
800000 . Durch die Be-
schlöffe der Gesellschafter-
Versammlungen vom 6.
Januar 1923 und 3. Febr .
1923 ist der Gesellschafts¬
vertrag entsprechend den
eingereichten Riederschrif-,
ten , auf die Bezug genom¬
men wird , geändert . Dre
Firma lautet jetzt : Stier ,
le« - Werke BerkaufSzen-
träte , Gesellschaft mit be-
schränkt er Haftung . Ge-
genstand des Unterneh¬
mens ist jetzt in der
Hauptsache der Alleinver -
trieb der Fabrikate aus
den Werken der Firma
Wilhelm Stierten in Ra¬
statt . Die Gesellschaft ist
jedoch berechtigt, sich an
industriellen Unterneh¬
mungen zu beteiligen, sol¬
che zu erwerben , den Ver¬
trieb der Erzeugnisse zu
übernehmen sowie Zweig¬
niederlassungen zu errich¬
ten und alle Geschäfte zu
tätigen , welche geeignet
find, das Unternehmen zu
fördern .
Mannheim » 12. Febr . 1923 .
Bad . Amtsgericht B.G. 4.

Mannheim . R .206
Zum Handelsregister 8

Band VI O . -Z . 41 Firma
Rheinische Kreditbank rn
Mannheim , wurde heute
eingetragen : Das Grunv -
kapital ist gemäß dem be-
retts durchgeführten Be¬
schlüsse der Generalver¬
sammlung vom 23 . Jan .
1923 um 180 000 000 M.
erhöht und beträgt jetzt M.
420 000 000 . Der Gesell¬
schaftsvertrag ist durch den
Beschluß der Generalver¬
sammlung vom 23 . Jan .1923 in 8 5 Absatz I
(Grundkapital ) geändert .Die neuen 180 000 auf den
Inhaber lautenden Aktien
über je 1000 M . werden
zum Kurse von 230 Proz .
auSgegcben. • ,
Ndrnnheim , 13. Febr . 1923.
Bad. Amtsgericht B.G . 4.

Mannheim . R 227
Zum Handelsregister 8

Band XII O - Z . 31, Fir¬
ma „Elektrische Kraftver -
sorgnng Aktiengesellschaft"

in Mannheim . wurd >
heute eingetragen : Karl
Günther ist als Vorstands¬
mitglied ausaefchieden.

Wilhelm Weitzgerber,
Mannheim , ist al» « °r .
standsmitglied bestellt Die
Prokura des Wilhelm
Weihgerber ist --rios<-
^ 'annheim , 18. Febr . 1928.

Bad . Amtsgericht 8 . 0.. *.

Mannheim . 91 .262
Zum Handelsregister 8

Band XXIII O .-Z. 13.
Firma „Des- , Dentsche
SackvertriebS- und Fafer -
tndustrie Akttengrsellschaft"
in Mannheim , wurde
heute eingetragen : Das
Grundkapital ist gemäß
dem bereits durchgeführ¬
ten Beschlüsse der Gene¬
ralversammlung vom 20.

Dezember 1922 um
30 000 000 SK . erhöht und
beträgt jetzt 50 000 000
Mark . Der Gesellschafts-
Vertrag ist durch den Be¬
schluß der Generalver¬
sammlung vom 20. Dezem¬
ber 1922 in 8 3 Absatz 1
(Grundkapital ) geändert .
Die 10 000 neuen Aktien
zu je 3000 M . werden zum
Kurse von 125 Proz . auS-
gegeben.

Mannheim , 14. Febr . 1923
Bad. Amtsgericht B.-G . 4.
Mannheim . R .263

Zum Handelsregister 8
Band XXIV O .-Z . 38
wurde heute die Firma
„Reibel Aktiengesellschaft
für internationale Trans¬
porte und Schiffahrt " in
Mannheim eingetragen .
Der Gefellfchaftsvertrag
der Aktiengesellschaft ist
am 30. Januar 1923 fest¬
gestellt . Gegenstand des
Unternehmens ist der Be¬
trieb von Schiffahrts - und
Speditionsgeschäften je¬
der Art im In - und Aus¬
lande. Das Grundkapital
beträgt 10 000 000 M ., ein¬
geteilt in 400 Aktien zu je
10 000 M . und 60 Aktien
zu je 100 000 M . Die Ak¬
tien lauten auf den Inha¬
ber. Sie werden zum
Kurse von 110 Proz . aus -
gegeben. Der Vorstand
wird durch den Aufsichts¬
rat bestellt, der auch die
Zahl der Mitglieder be¬
stimmt. Besteht der Vor¬
stand aus mehreren Per¬
sonen, so wird die Gesell¬
schaft durch zwei Vor¬
standsmitglieder oder durch
ein Vorstandsmitglied und
ein stellvertretendes Vor¬
standsmitglied oder durch
c >n Vorstandsmitglied und
einen Prokuristen vertre¬
ten Franz Deck, Mann
he,m, ist a !S Vorstands -
rt itglied , Hugo Kander,

Mannhein, . Wilhelm
Dracker, Karlsruhe , si: d
als stellvertretende Vor¬
standsmitglieder bestellt.
August Bittrolff , Mann¬

heim, Joseph Weber,
Mannheim , sind zu Ge-
sam >prokur:sten derart re-
stellt, daß jeder in Gemein¬
schaft mit einem Vor-
üandsmitgl 'edc oder einein
Prokursten zur Zeichnungder Firma berechtigt ist .Die Berufung der Gene¬
ralversammlung erfolg:
mittels Bekanntruachuna
im Deutschen Reichsanzei¬
ger. Die Bekanntmachun¬
gen der Gesellschafterfolgen
nur im Deutschen Reichs¬
anzeiger . Die Gründer , die
sämtliche Aktien übernonr-
men haben , sind : Spedi¬
teur Albert Reibel und
dessen Ehefrau , Anna Ma -
ria geh . Köchlin , beide in

Karlsruhe . Kaufmann
Franz Deck,

' Mannheim ,
Kaufmann Wilhelm Drak-
ker, Karlsruhe , Kaufmann
ningo Kander. Mannh m -
Feudenheim . Knufu . ann
August Bittrolff , Mann¬
heim Die Mitglieder des
ersten AufsichisratcL sinddie vorgenannten AlbertReibel Eheleute und Pro¬
zessor Dr . Karl Geiler .RechtSi-iiwalt in Mann¬
heim. Von den mit der
Anmeldung eingereichten
^Schriftstücken . insbesondere
von dem Prüfungsberichtedes Vorstandes, des Auf.

sichlSrateS und der Revi -
forcir. kann ver dem Ge¬
richt, von dem letzter »n
auch bei der Handeska n -
nicr Mannbe ' m Einsicht
gcno» men werden.
Mannheim , 11. Febr . 1023

Bad . Amtsgericht B.-G. 4.
Mannheim . R .264

Zum Handelsregister 6
Band 1 C P.. 32 Fir - >,
,.Spargesellschaft deS karh.
Arbeitervereins «ptit be¬
schränkter Haftung " in
Mannheim , wurde heute
eingetragen : Das Stamm¬
kapital ist gemäß dem be¬
reits durchgeführten Be¬
schlüsse der Gesellschafter-
Versammlung vom 4 . De¬
zember 1922 um 30 000 M.
erhöht und beträgt jetzi
50 000 M . Ludwig Börfig
' st als stellvertretender Ge¬
schäftsführer ausgeschie-
üen . Georg Moyzich , Ar-
bcitersekretär , Mannheim ,
ist als stellvertretender
Geschäftsführer bestellt .

Mannheim !. 15»Febr . 1923
Bad. Amtsgericht B.-G . 4.
Mannheim . R .265

Zum Handelsregister 8
Band 1 O .-Z . 45 , Firma
„Rheinschiffahrt Akttenge-
sellschaft vorm. Fendel"
in Mannheim , wurde heute
eingetragen : Die an Paul
Rosehr und Michael Frei -
n üller erteilte Prokura ist
erloschen .

Mannheim . 16. Febr . 1923
Bad . Amtsgericht B.-G . 4.
Mannheim . R .266

Zum Handelsregister 8
Band XI O .-Z . 37, Firma
. .Qstgalizische Petroleum -
Aktien - Gesellschaft " in
Mannheim wurde heute
eingetragen : Durch den
Beschluß der Generalver¬
sammlung vom 30. Ja¬
nuar 1923 ist der Gesell¬
schaftsvertrag entsprechend
der eingereichten Nieder¬
schrift, auf die Bezug ge¬
nommen wird, geändert .
Der Sitz der Gesellschaft
:st nach Klingenberg a . M.
verlegt.

Mannheim,16 . Febr . 1923
Bad. Amtsgericht B .-G 4.
Mannheim . 91 .267

Zum Handelsregister B
Band XXII O .-Z . 48,
Firma „Hugo StinneS Ge¬
sellschaft mit beschränkter
Haftung , Zweigniederlas¬

sung Mannheim " in
Mannheim , als Zweignie¬
derlassung der Firma »Hu¬
go StinneS Gesellschaft
mit beschränkter Haftung "
in Mülheim -Ruhr , wurde
heute eingetragen : Durch
den Beschluß der Gesell¬
schafter vom 9. Januar
1923 ist der 8 2 des Gesell¬
schaftsvertrags geändert
worden. Der Sitz der Ge¬
sellschaft ist Hamburg .

Mannheim ^ 16. Febr . 1923
Bad. Amtsgericht B.-G. 4.
Mannheim . R .268

Zum HandeSregister A
wurde heute eingetragen :

1 . Band XII O .-Z. 16
Firma „Alexander Quack ",
Mannheim : Die Firma ist
erloschen .

2 . Band XIII O .-Z . 82,
Firma „P . &’ A . Schulz",
Mannheim : Das Geschäft
m . t der Firma ist auf
Kaufmann Paul Schulz
Witwe, Maria geborene
Schad, verwitwete Stöck-
ler , in Mannheim über -
gcgangen, welche es unter
der bisherigen Firma als
alleinige Inhaberin wei¬
terführt . Friedrich Stück-
ler, Mannheim , ist als
Prokurist bestellt .

3 . Band XVIII O .-Z.17, Firma ,A . Ellenberg
& Co.", Mannheim : Die
Gesellschaft ist aufgelöst u.
das Geschäft mit Aktiven
und Passiven und samt
der Firma auf den Gesell¬
schafter Kaufmann Ant-
schel Ellenberg , Mannheim ,
als alleinigen Inhaber
übergegangen , der es un-
ter der bisherigen Firma
weiterführt .

4 . Band XIX O .-Z . 116
Firma „Adolph Steiaha -
geu", Mannheim : Adolph
Steinhagen Ehefrau , Elise
geb . Geis , Heidelberg, istals Prokurist bestellt .5. Band XXI 0 .-8 . 219
Firma ,»Höfer, Räfftte >&
Co .", Mannheim : Ge¬
schäftszweig ist: Betrieb

des KaGochaufeS »WSast
Kaffee" .

6. Bd . XXIII O .-Z» 194
Firma „Otto Schmidt" ,
Mannheim , C 8, 11 . In -
Haber ist Otto Schmidt,
Kaufmann , Mannheim .

7 . Bd . XXIII O .-Z. 195
Firma „Wilhelm Kuhn",

Mannheim -Sandhofen :
Inhaber ist Wilhelm
Kuhn» Kaufmann , Mann¬
heim-Sandhofen .

8. Bd. XXIII O .-Z. 196
Firma „Abraham Buka",
Mannheim , II 7, 8 . In »
Haber ist Abraham Buka,
Kaufmann , Mannheim .

0. Bd . XXIII O .-Z. 197
Firma „Mezger L « unz-
maun ", Mannheim , Lange
Rötterftr . 34 . Di« offene
Handelsgesellschaft hat am
15 . Dezember 1922 begon¬
nen . Persönlich haftende
Gesellschafter sind Ludwig
Mezger und Philipp Kunz-
niann , beide Kaufleute in
Mannheim .

19. Band XXIII O .-Z.
198 . Firma .^ ermann

Cramer ", Mannheim :
Meerfeldstr. 27 . Inhaber
ist Hermann Cramer ,
Kaufmann , Mannheim .

11 . Band XXIII O .-Z .199, Firma „Johann L
Lohse, Mannheim , Pflü -
gersgrundstr . 26. Die of.
fene Handelsgesellschafttat am 14. Dezember 1922
begonnen. Persönlich haf¬tende Gesellschafter sind
Julius Johann und Jo¬
hannes Lohse , beide Kauf¬leute in Mannheim .

Mannheim . 17. Febr . 1928
Bad. Amtsgericht B .-G. 4.
Mosbach. 91 .242

Zum Handelsregister A
wurde bei der Firma
„Chemische Fabrik Binau ,vormals Heinrich Propfe "
in Binau eingetragen : Die
Firma ist erloschen .

Mosbach, 23. Febr . 1923 .Bad . Amtsgericht.
Offenburg . R .336

Handelsregister -EintragB I O .-Z . 22 zu Firma
Freskoschmelz , u. Mosaik¬
werke G. m. b. H. in Of-
feuburg . Die Gesellschaft
rst durch Beschluß der Ver¬
sammlung der Gesellschaf¬ter vom 1 . Februar 1923
aufgelöst. Die Liguidation
erfolgt durch den Geschäfts,
führer .

Offenburg , 20. Febr . 1923
Bad. Amtsgericht 1.

Öffeuburg. R .837^ andelsregister -EintragA II O .-Z. 55 Firma Os¬
kar Kutteroff & Co .. Of.

fenburg . Gesellschafter:
Oskar Kutteroff , Kauf¬
mann in Offenburg , Dr .
Josef Drexl , Dip umlauf -
mann in Offe..tnra . Of¬
fene Handelsgeiehjch .ffk,
begonnen gm i5 Februar
1923.

Offenburg . 22 . Febr . 1923
Der Gerichtsschreiber des

Bad. Amtsgerichts 1.
Pforzheim. R .185

Handelsregistereintrag :
Firma „Benta " Verkaufs -

vereiniguug Pforzheimer
Bijouteriefabriken , Gesell-
schaff mit beschränkter
Haftung in Pforzheim ,Obere Rodstraße 1 . Der
Gegenstand des Unterneh¬
mens ist : 1 . der gemeinsa¬
me Verkauf der Erzeug¬
nisse der einzelnen Gesell¬
schafter ausschließlich an
Grossisten nach Maßgabe
der hierfür bestehenden
Vereinbarungen '

zwischen
Vertragsfabrikanten und
Grossisten vom 18. Novem¬
ber 1920 , und zwar sind
die einzelnen Gesellschaf¬
ter bezüglich ihrer Fabri¬
kate, wie folgt, an diesem
Verkauf beteiligt : 1 . die
Firma Karl Friefinger ,
hier, mit Zigarettenetuis ,
Feuerzeugen , Kinderrol -
lern , 2. Hermann Peters ,
Fabrikant , hier , mit Ket¬
ten, Kolliers , Armbän¬
dern. 3. Viktor Moffer, Fa -
brikant , hier , mit feinen
Juwelenimitatlsoen . 4 . die
Firma Koble L Eckhardt
mit Taschen, Börsen . Mili -
naiseartikeln , 5. Franz
Weindle, Fabrikant , hier,mit Uhren, 6. die Firma
Emil Keller L Co., hier,
mit Knötssen und Ziehbän -
dern, 7. die Firma Hirth
& Schweizer, hier, mit

I
DaschengebrauchSactiketn»8. Rudolf Hoffäß, Fabri¬

kant, hier, mit Optif und
Kombinationen , 9. die Fir¬
ma Moser & Pfeil , hier,
mit Medaillons , Puderdo¬
sen, Bonbonnieren , Fla¬
cons, 10. Robert Hauschild,
Fabrikant , hier, mit Rin¬
gen und Broschetten in al¬
len Metallen . Der direk¬
te Verkauf der einzelnen
Gesellschafter wird durch
die Perkaufsorganisation

in keiner Weise berührt .
2. Der gemeinsame Ein¬
kauf der von den einzel¬
nen Gesellschaftern benö¬
tigten Rohwaren u . Halb¬
fabrikate , 3 . Schließung ei¬
ner Interessengemeinschaft
und gegenseitige Förde¬
rung des Geschäftsverkehrs
unter den Gesellschaftern
selbst . Zur -Erreichung und
Förderung dieser Zwecke
sind der Geschäftsstelle
durch die Gesellschafteralle
Unterlagen , wie Kunden¬
listen. Bezugsquellen so¬
wie sonstiges zweckdienli¬
ches Auskunftsmaterial

zur Perfügung zu stellen.
Stammkapital : 2 Millio¬
nen Mark . Der Gesell¬
schaftsvertrag dieser Ge¬
sellschaft mit beschränkter
Haftung ist am 22. Dez.
1922 festgestelt. Ge-
schäftsführer : Kaufmann
mann Eugen Schmidt in
Pforzheim . Die Bekannt¬
machungen der Gesellschaft
erfolgen durch den Deut¬
schen Neichsanzeiger in
Berlin .

Amtsgericht Pforzheim .
Pforzheim . R.186

Handelsregistereinträge :
1 . Firina Karl Straub

in Pforzheim , Zerrenner »
straße 2. Inhaber ist Tech¬
niker Karl Straub in
Pforzheim . (Angegebener
Geschäftszweig: Darm¬
handlung .)
2. Die Firma Josef Olpp

in Pforzheim ist erloschen .
3. Firma Heinrich Lausch

in Pforzheim , westl. 380.
Dem Kaufmann Eugen
Jaeck in Pforzheim -Bröt¬
zingen ist Prokura erteilt .

4. Firina Wehrle & Cle.
in Pforzheim , Luisenstratze
59. Dem Kaufmann Eber¬
hard Willmann in Pforz¬
heim ist Einzelprokura er¬
teilt .

5. Firma Pfannkuch G.
m. b. H. & Co. in Karls¬
ruhe mit Zweigniederlas¬
sung in Pforzheim . Die
Prokura deS August Kloft
ist erloschen . Ein Kom¬
manditist ist aus - und zwei
weitere Kommanditisten
eingetreten .

Amtsgericht Pforzheim .
Pforzheim . R .187

Handelsregistereintrag .
Firma „Süda " Süddeut¬

sche Apparatesabrik für die
Zahnbehandlung Gesell¬
schaft mit beschräutter Haf¬
tung in Pforzheim , Markt¬
platz 5. Der Gesellschafts¬
vertrag dieser Gesellschaft
mit beschränkter Haftung
ist am 29. Januar 1923
festgestellt und am 2. Fe¬
bruar 1923 geändert .
Stammkapital 500 000 M.
Der Gegenstand des Un¬
ternehmens ist die Fabri¬
kation von Apparaten al -
ler Art für die Zahnbe¬
handlung , der Erwerb
gleichartiger Unterneh¬
mungen sowie die Über¬
nahme von Vertretungen
gleicher Fabrikate . Die Ge¬
sellschaft besitzt ein Waren¬
zeichen »Süda ", welches
mtf den genannten App«,
raten angebracht wird . Die
Geschäftsführer find Kauf¬
mann Christtan Friedrich
Ruck, Techniker Adolf Ki¬
cher und Techniker Erwin
Rittler in Pforzheim . Je¬
der Geschäftsführer ist zur
Vertretung der Gesellschaft
befugt . Me Bekanntma¬
chungen der Gesellschaft
erfolgen im Pforzheimer
Anzeiger.

Amtsgericht Pf orzheim.
Radolfzell. 91 .289

Zum Handelsregister A
Band I O .-Z . 150 ist bei
der Firma Alfred Webers
Buchhandlung — Papier¬
geschäft — Bürobedarf in
Singen eingetragen : Dem

Kaufmann Robert Gäng
ist Prokura erteilt .

Radolfzell, 23. Febr . 4923 .
Bad . Amtsgericht 4.

Rastatt . R .277
In das Handelsregister

wurde heute zur Firma
Union-Werke, Fabrikation
vou Metallwaren u. Werk-
zeugen, Gesellschaftmit be-
schränktrr Haftung in Ra -
statt eingetragen : Die bis¬

herigen Gefthäftsführer
Sigmund Ettlinger und
Julius Ettlinger find ab¬
berufen . Franz Kittel , Fa -
brikant in Bischweier, ist
nunmehr alleiniger Ge.
schäftsführer der Firma .

Rastatt . 21 . Febr . 1923 .
_ Amts gericht.
Schönau i. W. 91 .338

Handelsregistereintrag A
Band I O .-Z. 282: Firma
Alfred Dietsche in Todtnau .
Inhaber : Alfred Dietsche,
Kaufmann in Todtnau . Er¬
werbszweig : Kommissions¬
geschäft .

Schönau i. W.,
27. Februar 1923 .

Bad . Amtsgericht.
SchoPfheiM . R .243

In das Handelsregister
Abt. A wurde zu O .-Z . 94
Firma „F . Herose & Coi"
in Wehr heute eingetra¬
gen :

Der Kommandittst Karl
Herose ist aus der Gesell¬
schaft ausgetreten .
Schopfheim, 22 . Febr . 1923

Bad. Amtsgericht.
Schopfheim. R .291

Zum Handelsregister
Abt. A O .-Z . 145 wurde
eingetragen : „Baustoff-
Union Aug. Kaiser & Co .,
Wehr .

" Offene Handels¬
gesellschaft . Die Gesell¬
schaft hat am 20. Februar
1923 begonnen. Gesell¬
schafter sind : August Kai¬
ser, Kaufmann in Oeflin -
gen und Albert Heine¬
mann , Gipser in Säckin-
gen.
Schopfheim, 26. Febr . 1928

Bad . Amtsgericht.
Schopfheim. R .292

Zum HandelsregisterAbt. 8 O.-Z 16 „Hanf-
Union Aktkirngesellschaft
Berlin , Zweigniederlas¬
sung Schopfheim" wurde
eingetragen :

Gemäß dem bereits
durchgeführten Beschlußder Generalversammlung
Vvm 29 . November 1922
ist das Grundkapital um

24 000 000 M . auf
36 000000 M . erhöht wor¬
den .
Schopfheim, 27 . Febr . 1923

Bad Amtsgericht.
Schwetzingen. N .244

Handelsregister -EintragAbt. A Band IIT zu O .-Z .
87 — August Neuhaus &
Cie., Cigarrenfabrik in
Schwetzingen — : Dem
Kaufmann Georg Kaz-
maier in Schwetzingen ist
Prokura erteilt .

Schwetzingen,
19. Februar 1923 .

Bad. Amtsgericht 2.
Schwetzingen. 91 .245

Handelsregister -EintragAbt. 8 Band I zu O .-Z.
22 — Gummiwerke Neckar
A.-G . Friedrichsfeld —:
Rach dem Beschluß der
Generalversammlung vom26. Januar 1923 wird das
Grundkapital um 32 Mil -
licnen Mark erhöht. Die
Erhöhung ist erfolgt, das
Grundkapital beträgt jetzt
48 000 000 R .

Schwetzingen,
23. Februar 1923 .Bad. Amtsgericht 2.

Schwetzingen. 91 .319
Handelsregister -Eintrag« dt. A Band III zu O.-

Z . 9 — Max Bräutigam,
Friedrichsfeld —. Die Fir¬nis ist geändert in : Jda
Bräutigam . Inhaberin ist'
Max Bräutigam Witwe,Jda geb . Beier in Fried¬
richsfeld.

Schwetzingen.
26 Februar 1923.

Bad . Amtsgericht 2,
Staufen . 91 .246

Handelsregister Abt. A
O .-Z . 149 : Neueintragung
der Firma : Ernst Hirtler ,
Seifenfabrik in Heiters -
heim. Inhaber Ernst Hirt¬
ler jung, Kaufmann in
Hcitersheim . (Angegebe-
«er Geschäftszweig: Her¬

stellung von Seife und
Waschmittel« und Bertrietz
derselben.)

Staufen , 2 2 Febr . 1923,
Der GerichtSfchretber M
_ Amtsgericht».
Stockächl 9t .314

HandelSregister-E intrag
A Band I O .-Z. 168 : Fir¬
ma Josef Dietrich in Stok«
kach . Die Firma ist erlo¬
schen.

Stockach . 24 . Febr . 1923 .
Bad. Amtsgericht.

Triberg . RL47
In das Handelsregister

8 Bd. TI O .Z-. 4, Wil.
Helm Kirchberg, Buchdruk-
kerei Gesellschaft mit be»
ichräuktrr Haftung in
Furtwangen wurde einge¬
tragen : Das Stammkapi¬
tal ist auf Grund des Be¬
schlusses der Gesellschafter
vom 29 . September 1922
um 89 000 M. erhöht, be¬
trägt daher jetzt 160 000 M.

Triberg , 17. Febr . 1923.
Bad. Amtsgericht 1.

Triberg . RL20
In das Handelsregister

8 Bd. II O .-Z . 23 wurde
eingetragen : S . Siedle ü
Söhne , Telefon - und Tele-
grafenwerke, Aktiengesell¬
schaft in Furtwangen . Ge¬
genstand des Unterneh¬
mens ist Herstellung und
der Vertrieb feinmechani¬
scher und elektrischer Ap¬
parate und Maschinen, so¬
wie verwandter Artikel,
Beteiligung an gleicharti¬
gen Unternehmungen und

Erwerbung solcher.
Stammkapital 4 500 000
Mark . Vorstandsmitglieder
sind : Han» Siedle , Fa»
brikdirektor, Kurt Siedle ,
Fabrik 'direktor, beide :«
Furtwangen . Die Gesell¬
schaft wurde unter de«
Firma »Oberbadische Ap»
paratewerke ^ Aktiengesell¬
schaft " mit dem Sitz in
Neuenburg , Baden , errich¬
tet und der Gesellschafts-
Vertrag am 6 . September
1922 festgestellt . Durch Be-
schluß der Generalver .
sammlung vom 15. No¬
vember 1922 wurde de«
Sitz der Gesellschaft nach
Furtwangen verlegt und
die Firma geändert in Z.
Siedle & Söhne , Telefon»
und Telegrafenwerke , Ak¬
tiengesellschaft.

Triberg , 27 . Febr . 1923.
Bad. Amtsgericht 4.

Waldshut . N .324
Handelsregister -EintragA O .-Z . 315 zur Firma

„Chemisch elektrotechnische »
Laboratorium Hans Lohr"
in Tiengen . Die Firma ist
erloschen .

Waldshuh 5. Febr . 1923.
Amtsgericht 1 .

Walldürn . 91 .321
Ins Handelsregister Abt.A ist bei der unter O .-Z.

144 eingetragenen offene»
Handelsgesellschaft in F r-
ma „Hauk, Breunig & Co.in Erfeld " heute eingetra¬
gen worden : Der Schlos¬
ser Josef Breunig ist an¬
der Gesellschaft ausgeschte»len .

Walldürn . 16. Febr . 1923.
Bad. Amtsgericht.

Wiesloch . R .278
Im Handelsregister A

Band I wurde zu O .-Z.
368 Firma Franz Klein«
lugel in Rettigheim einge¬
tragen : Die Firma ist ge¬ändert in A. Kleinlaget
Söhne . Offene Handelsge¬
sellschaft . Fabrikant Kark
Kleinlagel in Untergrom¬
bach ist als persönlich haf¬
tender Gesellschafter i«
das Geschäft eingetreten .
Die Gesellschaft hat am 1.
Januar 1923 begonnen.

Wiesloch, 26 . Febr . 1923 .
Bad . Amtsgericht.

Wolfach. 91.249
In das Handelsregister

A Bd. I O .-Z. 154 wurde
fei Firma Eisen- und
Stahlwerke Haslach i. K.
Wilhelm Haiß , Komm^
Ges. Zweigwerk der A.-G.
Bochumer Berri » einge¬
tragen : Dem Herrn Wil¬
helm Ophoff in Haslach i.
K . ist Prokura erteilt ; -r
ist berechtigt zusammen
mit einem persönlich haf¬
tenden Gesellschafter oder
einem Handlungsbevoll¬
mächtigten die Firma zu
zeichnen .

Wolfach. 23 . Febr . 1923.
Amtsgericht.
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